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Amts Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 48. 


Anbalt der Gefetz Sammlung. 


Das 29. und 30. Stück der Geſetz⸗ Sammlung 
pro 1878 enthält unter: 
Nr. 8577 die Verordnung wegen Einberufung der 
beiden Häuſer des Landtages der Monarchie. Vom 
3. November 1878. 
Nr. 8578 das Geſetz, betreffend die Regulirung des 
ſtandesherrlichen Rechtszuſtandes des Fürſtlichen Hau⸗ 
ſes zu Sayn⸗Wittgenſtein⸗Berleburg bezüglich der 
Grafſchaft Wittgenſtein⸗Berleburg und der Herrſchaft 
Homburg an der Mark. Vom 25. Oktober 1878. 
Nr. 8579 das Geſetz, betreffend die Regulirung des 
ſtandesherrlichen Rechtszuſtandes des Fürſtlichen Hau: 
ſes zu Bentheim⸗Tecklenburg bezüglich der Herrſchaft 
Rheda und der Grafſchaft Hohen⸗Limburg. Vom 
25. Oktober 1878. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗ Behörden. 


I) Zur Ausführung des § 139 der Gewerbeordnung 
beſtimme ich Folgendes: 


A. Ausnahmen für den Fall, daß Natur⸗ 
ereigniſſe oder Unglücksfälle den regel⸗ 
mäßigen Betrieb einer Fabrik unterbrochen 

haben ($ 139 Abſ. 1). 

J. Die Geſtattung von Ausnahmen iſt nur für ein: 

zelne Fabriken und auf beſonderen Antrag 
zuläſſig. 
Die Anträge ſind unter Bezeichnung der Aus⸗ 
nahmen, welche gewünſcht werden und unter An⸗ 
gabe der Grunde an die Ortspolizeibehörde zu 
richten. 

Die Ortspolizeibehörde hat von ihrer Befugniß, 
Ausnahmen auf die Dauer von höchſtens 14 Ta⸗ 
gen zu geſtatten, nur in dringenden Fällen Ge⸗ 
brauch zu machen. Solche Fälle ſind in der Regel 
nur anzunehmen, wenn es ſich darum handelt, 
mit Hülfe der außerordentlichen Verwendung 
jugendlicher Arbeiter eine durch Naturereigniſſe 
oder durch Unglücksfälle herbeigeführte weſentliche 
Betriebsſtörung einer Anlage ſchleunigſt wieder 
zu beſeitigen, oder einen zur Verhütung von Un⸗ 


II. 


III. 


glücksfällen erforderlichen außerordentlichen Betrieb VIII. Anträge, 


zu ermöglichen. Werden in Fällen dieſer Art 
Ausnahmen für länger als 14 Tage beantragt, 
ſo hat die Ortspolizeibehörde zwar ſchleunigſt an 


Marienwerder, den 27. November. 


— 
— 


1578, 


die Königliche Regierung zu berichten, kann aber 


W. 


| VI. 


VII. 


die ihr erforderlich erſcheinenden Ausnahmen vor⸗ 
läufig bis zur Dauer von 14 Tagen geſtatten. 


. Werden die Ausnahmen nur beantragt, um den 


durch die Unterbrechung verurſachten Verluſt an 
Betriebszeit wieder einzubringen, ſo hat die Orts⸗ 
polizeibehörde ſtets die Entſcheidung der König⸗ 
lichen Regierung einzuholen. Sie hat zu dem 
Ende die Thatſachen, auf welche ſich der Antrag 
ſtützt, inſonderheit auch den Verluſt an Betriebs⸗ 
zeit, welcher dem Unternehmer durch die Unter⸗ 
brechung erwachſen iſt, feſtzuſtellen und die darüber 
aufgenommenen Verhandlungen mit ihrem gut⸗ 
achtlichen Berichte der Königlichen Regierung vor⸗ 
zulegen. 

Die Königliche Regierung hat, ſoweit die Aus⸗ 
nahmen für einen 4 Wochen nicht überſteigenden 
Zeitraum beantragt werden, über den Antrag die 
Entſcheidung zu treffen und zwar, ſo fern es 
ohne Verzögerung derſelben thunlich iſt, nach An⸗ 
hörung des zuſtändigen in Gemäßheit des § 139 b. 
der Gewerbeordnung angeſtellten Aufſichtsbeamten. 
Bei Bemeſſung der zu geſtattenden Ausnahmen 
iſt dahin zu ſehen, daß dieſelben uicht über das 
Maaß hinausgehen, welches durch die Dringlichkeit 
des Bedürfniſſes geboten und mit Rückſicht auf 
die Geſundheit der jugendlichen Arbeiter zuläſſig 
erſcheint, und daß ſie nicht für längere Zeit ge⸗ 
ſtattet werden, als zur Beſeitigung der Betriebs⸗ 
ſtörung oder zur Abwendung eines Unglücksfalles 
oder zur Einbringung der verlorenen Betriebszeit 
erforderlich iſt. 


Die Verfügungen, wodurch Anträge auf Geſtattung 
von Ausnahmen genehmigt werden, ſind ſchriftlich 
zu erlaſſen und müſſen die geſtatteten Ausnahmen 
ſowie deren Dauer genau angeben. Die Orts⸗ 
polizeibehörde hat Abſchrift der von ihr erlaſſenen 
Verfügungen ſofort nach dem Erlaß derſelben der 
Königlichen Regierung einzuſenden, welche davon 
ſowie von den Ihrerſeits erlaſſenen Verfügungen 
dem für Ihren Bezirk zuſtändigen Aufſichtsbeamten 
Abſchrift zugehen läßt. 


welche auf Geſtattung von Ausnahmen 
für einen vier Wochen überſchreitenden Zeitraum 
gerichtet ſind, hat die Königliche Regierung nach 
vollſtändiger Inſtruktion mit ihrem gutachtlichen 


Ausgegeben in Marienwerder den 28. November 1878. 


IX. Die Verhandlungen über die auf Grund des 
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Bericht zeitig zur weiteren Veranlaſſung mir 
vorzulegen. N 2 | 

In denjenigen Fällen, in welchen ſie die An⸗ 
träge für begründet erachtet, kann ſie die erfor⸗ 
derlichen Ausnahmen bis zur Dauer von vier 
Wochen vorläufig Ihrerſeits geſtatten. Ob dies 
geſchehen, iſt in dem zu erſtattenden Berichte an⸗ 
zugeben. 


$ 139 Abſ. 1 eingebrachten Anträge find in allen 
Inſtanzen aufs Aeußerſte zu beſchleu⸗ 
nigen. 


B. Abweichungen von der im 8 136 vorge⸗ 
ſchriebenen Regelung der Arbeitszeit und 


% 


II. 


der Pauſen jugendlicher Arbeiter. 
(§ 139 Abſ. 2.) 


Die im Geſetze vorgeſehene anderweite Regelung 
kann nur für einzelne Anlagen und nur auf 
Antrag geſtattet werden. 

Anträze auf Zulaſſung von Abweichungen ſind 
unter Angabe der Zahl der in der betreffenden 
Fabrik beſchäftigten Kinder und jungen Leute, 
der Abänderungen, welche gewünſcht werden, und 
der Gründe, welche den Antrag veranlaſſen, an 
die Ortspolizeibehölde zu richten. 


III. Die Ortspolizeibehörde hat die Anträge der Kö⸗ 


niglichen Regierung vorzulegen und ſich dabei 
über die in der Begründung angeführten That⸗ 
ſachen und über die Rathſamkeit der beantragten 
Abweichungen zu äußern. 


IV. Die Königliche Regierung hat unter Zuziehung 


des zuſtändigen Aufſichtsbeamten die Anträge 

einer ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen, welche 

ſich namentlich darauf zu erſtrecken hat, ob 

1. die geſetzlichen Vorausſetzungen der Zulaſſung 
von Abweichungen zutreffen: 

2. die beantragte Regelung der Beſchäftigung 
mit den Anforderungen, welche im Intereſſe 
der körperlichen und geiſtigen Entwickelung 
der jugendlichen Arbeiter zu ſtellen ſind, ver⸗ 
träglich erſcheinen. 


Dabei iſt namentlich zu berückſichtigen, ob die 
Einrichtung der Arbeitsräume den in ſanitärer Be⸗ 
ziehung zu ſtellenden Anforderungen entſpricht 
und ob die Leitung des Betriebes, für welchen 
die Abänderungen beantragt werden, im Uebri⸗ 
gen eine wohlwollende Fürſorge für die jugend⸗ 
lichen Arbeiter erwarten läßt. 


In denjenigen Fällen, in welchen es ſich um Ab: 


weichungen von den Beſtimmungen über die Pau⸗ 
ſen handelt, iſt die anderweite Regelung, ſofern 
ſie zuläſſig erſcheint, von der Königlichen Regie⸗ 
rung mittelſt ſchriftlicher Verfügung „bis auf 
Weiteres“ zu geſtatten. Die letztere muß ent 
halten: 

1. die genaue Bezeichnung der Anlage und event. 


derjenigen Theile derſelben, für welche die 
Abänderungen geſtattet werden, 


2. die geſtatkete Regelung der Beſchäftigung, 


3. die etwaigen beſonderen Bedingungen, von 
welchen die Geſtattung der anderweiten Re⸗ 
gelung abhängig gemacht wird, 

4. die Vorſchrift, daß in den auszuhängenden 
Verzeichniſſen der jugendlichen Arbeiter (8 138 
Abſatz 3 der Gewerbeordnung) Beginn und 
Ende der Arbeitszeit und der Pauſen, wie fie 
durch die Verfügung geregelt find, angegeben 
werden müſſen. 2 

5. die Bemerkung, daß die geſtattende Verfü⸗ 
gung zurückgenommen werden würde, falls 
die Bedingungen nicht inne gehalten werden, 
oder Unzuträglichkeiten daraus entſtehen ſollten. 
Von der erlaſſenen Verfügung iſt dem zuſtän⸗ 

digen Aufſichtsbeamten eine Abſchrift zu ertheilen. 


VI. Nach der geſetzlichen Vorſchrift ſoll eine ander⸗ 


weite Regelung nur geſtattet werden, wenn die 
Natur des Betriebes oder Rückſichten auf die Ar⸗ 
beiter es wünſchenswerth machen. Daß Rückſichten 
auf die Arbeiter eine anderweite Regelung wün⸗ 
ſchenswerth machen, iſt nur anzunehmen, weun es ſich 
darum handelt, den Arbeitern, ſei es durch Abkürzung 
der Arbeitszeit, ſei es in anderer Weiſe, eine Er⸗ 
leichterung zu gewähren, welche bei Innehaltung 
der für die jugendlichen Arbeiter geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Pauſen in dem concreten Falle nicht 
durchführbar ſein würde. Namentlich kommen 
hier die Fälle in Betracht, in denen Arbeitern, 
welche von der Fabrik ſo weit entfernt wohnen, 
daß ſie nicht zum Mittageſſen nach Hauſe gehen 
können, durch Abkürzung der Pauſen und der 
täglichen Arbeitszeit die Möglichkeit verſchafft wer⸗ 
den ſoll, einen größeren Theil des Tages zu 
Hauſe zuzubringen, als es bei regelmäßiger Ein⸗ 
theilung der Arbeitszeit möglich ſein würde. 


Als Fälle, in denen die Natur des Be⸗ 
triebes eine anderweite Regelung wünſcheus⸗ 
werth macht, können vorbehaltlich einzelner im 
Voraus nicht zu überſehender Ausnahmen nur 
ſolche gelten, in welchen ein rationeller Betrieb 
es nicht geſtattet, den erwachſenen Arbeitern neben 
den, durch den Betrieb ſelbſt gebotenen Unter⸗ 
brechungen noch die für die jugendlichen Arbeiter 
geſetzlich vorgeſchriebenen regelmäßigen Vor⸗ und 
Nachmittagspauſen zu gewähren, und in denen 
zugleich eine Beſchäftigung junger Leute — na⸗ 
mentlich auch mit Rückſicht auf die Heranbildung 
tüchtiger Arbeiter — unentbehrlich und nur dann 
möglich iſt, wenn dieſelben gemeinſam mit den 
erwachſenen Arbeitern beſchäftigt werden. In der 
Regel werden dieſe Vorausſetzungen nur bei ſol⸗ 
chen Betrieben zutreffen, in welchen bei der eigent⸗ 
lichen Fabrikation nur oder vorzugsweiſe gelernte 
Arbeiter, die jugendlichen Arbeiter aber als Lehr⸗ 


sn 
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linge beſchäftigt werden. In Fallen dieſer Artſſchreiten und zwar nur jo lange, als ſich kein Zug 
iſt die beantragte anderweite Regelung auf die nähert. Dabei iſt jeder unnöthige Verzug zu ver⸗ 

als Lehrlinge beſchäftigten jugendlichen Arbeiter meiden. 

zu beſchränken und zur Sicherſtellung der Inne⸗ Es iſt unterſagt, die Barrieren oder ſonſtigen 
haltung dieſer Beſchränkung an die Bedingung Einfriedigungen eigenmächtig zu öffnen, zu überſchreiten 
zu knüpfen, daß die Lehrverträge ſchriftlichſoder zu überſteigen, oder etwas darauf zu legen oder 
abgeſchloſſen und das Datum derſelben unter der zu hängen. 

Rubrik „Beſchäftigung“ in die Arbeitsbücher ein⸗ § 2. Außerhalb der beſtimmungsmäßig; dem 
getragen werden. Publikum für immer ober zeitweiſe geöffneten Räume 
„In denjenigen Fallen, in welchen die beantragten darf Niemand den Bahnhof ohne Erlaubnißkarte be⸗ 
Abweichungen nicht auf die Arbeitspauſen beſchränkt treten, mit Ausnahme der in Ausübung ihres Dienſtes 
find, hat die Königl. Regierung die Anträge nach befindlichen Chefs der Milttär⸗ und Polizeibehörde, 
den unter IV. und VI. hervorgehobenen Geſichts⸗ſowie der im § 1 gedachten und der Poſtbeamten. 
punkten vollſtändig zu inſtruiren und demnächſt Den Feſtungs⸗ Kommandanten, Fortifikations⸗ 
mit dem Gutachten des zuſtändigen Aufſichtsbe⸗ Offizieren und den durch ihre Uniform kenntlichen 
amten und ihrer eigenen gutachtlichen Aeußerung Fortifikationsbeamten iſt geftattet, auch den Bahnkörper 
mir zur weiteren Veranlaſſung vorzulegen. ie die Bahnhöfe innerhalb des Feſtungsrayons zu 

** etreten. 

Im Januar jeden Jahres iſt eine Ueberſicht der Die Wagen, welche Reiſende zur Bahn bringen 
im abgelaufenen Kalenderjahre auf Grund des § 139 oder daher abholen, müſſen auf den Vorplätzen der 
Abſatz 1 und 2 zugelaſſenen Ausnahmen und ander⸗ Bahnhöfe an den dazu beſtimmten Stellen auffahren. 
weiten Regelungen dem zuſtändigen Aufſichtsbeamten Die Ueberwachung der Ordnung auf den für dieſe 
mitzutheilen, welcher dieſelbe feinem Jahresberichte bei⸗ Wagen beſtimmten Vorplätzen, ſoweit dies den Verkehr 


VI 


— 


zufügen hat. mit Reiſenden und deren Gepäck betrifft, ſteht den 
Berlin, den 5. November 1878. Bahnpolizeibeamten zu, inſofern in dieſer Beziehung 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche nicht beſondere Vorſchriften ein Anderes beſtimmen. 

Arbeiten. $ 3. Das Hinüberſchaffen von Pflügen, Eggen 

Maybach. und anderen Geräthen, ſowie von Baumſtämmen und 

anderen ſchweren Gegenſtänden über die Bahn darf, 

2) Polizei: Berprdnung. ſofern ſolche nicht getragen werden, nur auf Wagen 
Auf Grund des § 74 des Bahnpolizei⸗Regle⸗ oder untergelegten Schleifen erfolgen. 

ments für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 4. Ja⸗ § 4. Für das Betreten der Bahn und der dazu 


nuar 1875 und 12. Inni 1878 iſt mit Zuſtimmung gehörigen Anlagen durch Vieh bleibt Derjenige ver⸗ 
des Reichseiſenbahnamtes die Anwendung der Bahn antwortlich, welchem die Auſſicht über daſſelbe obliegt. 
ordnung für deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Be⸗ § 5. Alle Beſchädigungen der Bahn und der 
deutung vom 12. Juni 1878, publizirt in Nr. 24 des dazu gehörigen Anlagen, mit Einſchluß der Tele⸗ 
Centralblattes für das Deutſche Reich vom 14. Juni graphzen, ſowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, ingleichen 
1878 und in der Extrabeilage zu Nr. 31 des Regie⸗ das Auflegen von Steinen, Holz und ſonſtigen Sachen auf 
rungs⸗Amtsblatts vom 31. Juli 1878 auf die Bahn das Planum, oder das Anbringen ſonſtiger Fahrhin⸗ 
Graudenz Jablonowo von mir genehmigt worden. derniſſe ſind verboten, ebenſo die Erregung falſchen 
Zugleich ſind in Gemäßheit des § 45 dieſer Alarms, die Nachahmung von Signalen, die Verſtel⸗ 
Bahnordnung für die bezeichnete Bahnſtrecke die nach⸗ lung von Ausweihe-Vorriätungen und überhaupt die 
ſtehenden Anordnungen getroffen worden, deren Ueber⸗ Vornahme aller den Betrieb ſtörenden Handlungen. 
tretung der Strafandrohung des § 45 unterliegt. 1 § 6. — — ar 5 einen bereits in Gang 
1. Das Betreten des Planums der Bahn, geſetzten Zug, der Verſuch, ſowie die Hülfeleiſtung dazu, 
55 en bg Böchungen. ew Graben, ingleichen das eigenmächtige Deffaen der Wagenthüren, 
Brücken und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaubniß⸗ während der Zug ſich noch in Bewegung befindet, iſt 
karte nur der Aufſichtsbehörde und deren Organen, verboten. 
den in der Ausübung ihres Dienſtes befindlichen Forſt⸗ 8 7. Die Bahnpolizeibeamten find befugt, einen 
ſchutz⸗, Zoll, Steuer, Telegraphen⸗, Polizeibeamten, Jeden vorläufig feſtzunehmen, der auf der Uebertretung 
den Beamten der Staatsanwaltſchaften und den zur der in den 88 43 —45 der Bahnordnung für d utſcke 
Rekognoscirung dienſtlich entſendeten Offizieren gez) Bahnen untergeordneter Bedeutung, ſowie der in dieſer 
ſtattet; dabei iſt jedoch die Bewegung wie der Aufent⸗ Polizeiverordnung enthaltenen Beſtimmungen berroffen 
halt innerhalb der Fahr⸗ und Rangir⸗Geleiſe zu ver⸗ oder unmittelbar nach der Uebertretung verfolg wird 
meiden. und ſich über ſeine Perſon nicht auszuweiſen vermag’ 
Das Publikum darf die Bahn nur an den zu Derſelbe iſt mit der Feſtnahme zu verſchonen, 
Ueberfahrten und Uebergängen beſtimmten Stellen über⸗ wenn er eine angemeſſene Sicherheit beſtellt. Die 


Sicherheit darf den Höchſtbetrag der angedrohten Strafe 
nicht überſteigen. 

Enthält die ſtrafbare Handlung ein Verbrechen 
oder Vergehen, ſo kann ſich der Schuldige durch eine 
Sicherheitsbeſtellung der vorläufigen Feſtnahme nicht 
entziehen. 

Jeder Feſtgenommene iſt ungeſäumt an die nächſte 
Polizeibehörde oder an den Staats⸗ oder Polizeianwalt 
abzuliefern. 

§ 8. Den Bahnpolizeibeamten iſt geſtattet, bie 
feſtgenommenen Perſonen durch Mannſchaften aus dem 
auf der Eiſenbahn befindlichen Arbeitsperſonale in 
Bewahrung nehmen und an den Beſtimmungsort ab⸗ 
liefern zu laſſen. In dieſem Falle hat der Bahn⸗ 
polizeibeamte eine mit feinem Namen und ſeiner Dienſt⸗ 
qualttät bezeichnete Feſtnehmungskarte mitzugeben, welche 
vorläufig die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung 
vertritt, die in der Regel an demſelben Tage, an dem 
die Uebertretung konſtatirt wurde, ſpäteſtens aber am 
Vormittag des folgenden Tages an die Polizeibehörde 
oder den Staats⸗ oder Polizeianwalt eingeſendet wer⸗ 
den muß. 


§ 9. Ein Abdruck der $$ 43 bis 46 der Bahn⸗ 
ordnung für deutſche Bahnen untergeordneter Bedeu⸗ 
tung der 88 13, 14, 22 al. 2 und 5 und $ 23 des 
Betriebsreglements, ſowie der vorſtehenden Polizeiver- 
ordnung iſt in jedem Paſſagierzimmer auszuhängen. 

Mit Bezugnahme auf § 85 der Provinzialord⸗ 
nung für die Provinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 
1875 wird dieſe Polizeiverordnung hierdurch zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 17. November 1878. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 
gez. Maybach. 


Auszug aus der Bahnordung für deutſche 
Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung. 


V. Beſtimmungen für das Publikum. 


Aufrechterhaltung der Ordnung. 

§ 43. Die Eiſenbahnreiſenden und das ſonſtige 
Publikum müſſen den allgemeinen Anordnungen nach⸗ 
kommen, welche von der Bahnverwaltung behufs Auf⸗ 
rechterhaltung der Ordnung beim Transport der Per⸗ 
ſonen und Effekten getroffen werden, und haben den 
dienſtlichen Anordnungen der in Uniform befindlichen 
oder mit einem Dienſtabzeichen oder mit einer beſon⸗ 
deren Legitimation verſehenen Bahnpolizeibeamten Folge 
zu leiſten. 

Halten vor den Niveauübergängen. 

9.44. Sobald ſich ein Zug nähert, müſſen Fuhr⸗ 
werke, Reiter, Fußgänger, Treiber von Vieh und Laſt⸗ 
thieren bei den an den Wegeübergängen aufgeſtellten 
Warnungstafeln halten, reſp. die Bahn räumen. 

Mitführen gemeinſchädlicher Gegenſtände und 
Geldſtrafen für Bahnpolizei⸗Kontraventionen 
$ 45. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 


| 


nungen, 
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in den 89 43 und 44 und gegen die ſonſtigen mit 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde zur Sicherheit des 
Betriebes von den Verwaltungen getroffenen Anord⸗ 
ſowie gegen die nachfolgenden Beſtimmungen 
des Betriebsreglements für die Eiſenbahnen Deutſch⸗ 
lands vom 11. Mai 1874, welche alſo lauten: 


„Feuergefährliche Gegenſtände, ſowie alles 
Gepäck, welches Flüſſigkeiten oder andere Gegen⸗ 
ſtände enthält, die auf irgend eine Weiſe Schaden 
verurſachen können, linsbeſondere geladene Ge⸗ 
wehre, Schießpulver, leicht entzündliche Präpa⸗ 
rate und andere Sachen gleicher Eigenſchaft, 
dürfen in den Perſonenwagen nicht mitgenommen 
werden. 

Das Eiſenbahn⸗Dienſtperſonal iſt berech⸗ 
tigt, ſich in dieſer Beziehung die nöthige Ueber⸗ 
zeugung zu verſchaffen. 

Jägern und im öffentlichen Dienſte ſtehen⸗ 
den Perſonen iſt jedoch die Mitführung von 
Handmunition geſtattet. 

Der Lauf eines mitgeführten Gewehrs muß 
nach oben gehalten werden,“ 

werden mit einer Geldſtrafe bis zu dreißig Mark ge⸗ 
ahndet, ſofern nicht nach den allgemeinen Strafbeſtim⸗ 
mungen eine härtere Strafe verwirkt iſt. 


Beſchwerdebuch. 
$ 46. Auf jeder Station iſt ein dem Publikum 
zugängliches Beſchwerdebuch auszulegen. 


3) Bekanntmachung 


wegen Ausreihung der neuen Zinskoupons 
Serie XVIII. zu den Staatsſchuldſcheinen, 
Serie VII. zu den Prioritätsaktien Ser. J. 
und II. der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſen⸗ 
bahn und Serie VII. zu den Münſter⸗Hammer 
Eiſenbahn⸗Stammactien. 


Die neuen Coupons Serie XVIII. Nr. 1 bis 8 
zu den Staatsſchuldſcheinen, Serie VII. Ne. 1 bis 8 
zu den Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗ 
aktien Serie I. und II. und Serie VII. Nr. 1 bis 8 
zu den Münſter⸗Hammer Eiſenbahn⸗Stammaktien nebſt 
Talons werden vom 14. November d. J. ab von der 
Controle der Staatspapiere hier, Oranienſtraße 93, 
unten rechts, Vormittags von 9 bis 1 Uhr, mit Aus⸗ 
nahme der Sonn⸗ und Feſttage und der Kaſſenrevi⸗ 
ſionstage, ausgereicht werden. 

Die Coupons können bei der Controle ſelbſt in 
Empfang genommen oder durch die Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſen, die Bezirkshauptkaſſen in Hannover, Lüneburg 
und Osnabrück oder die Kreiskaſſe in Frankfurt a. M. 
bezogen werden. 

Wer das Erſtere wünſcht, hat die Talons vom 
24. Januar, 3. Juni, bezw. 27. Oktober 1874 mit 
einem Verzeichniſſe, zu welchem Formulare bei der 
gedachten Controle und in Hamburg bei dem Kaiſer⸗ 


lichen Poſtamte unentgeltlich zu haben ſind, bei der 
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Controle perſönlich oder durch einen Beauftragten 5) 
abzugeben. | 
Genügt dem N 191 1 1 5 
als Empfangsbeſcheinigung, ſo as Verzeichniß nur 
einfach, Manchen von denen, welche eine Beſcheinigung hofes betreffend. 

über die Abgabe der Talons verlangen, doppelt vor⸗ In Gemäßheit des § 4 Abſatz 3 und 4 des 
zulegen. In letzterem Falle wird das eine Verzeichniß Geſetzes vom 26. März 1866 hat am 13. November 
mit einer Empfangsbeſcheinigung verſehen, ſofort zurück 1878 eine theilweiſe Neuwahl des Ehrenraths der 
gegeben. Die Marke oder Beſcheinigung iſt beim Em⸗Rechtsanwalte des Königlichen Ober⸗Tribunals ſtatt⸗ 


Bekanntmachung 


des Königlichen Ober⸗Tribunals zu Berlin, den 
Ehrenrath der Rechts⸗Anwalte dieſes Gerichts⸗ 


pfange der neuen Coupons wieder abzugeben. 


In Schriftwechſel kann die Controle 
der Staatspapiere ſich mit den innerhalb 
der Monarchie wohnenden Inhabern der 
Talons nicht einlaſſen. 


Wer die Coupons durch eine der oben genannten 
Provinzialkaſſen beziehen will, hat an dieſelbe die alten 
Talons mit einem doppelten Verzeichniſſe einzureichen. 
Das eine Verzeichniß wird mit einer Empfangsbeſchei⸗ 
nigung verſehen ſogleich zurückgegeben und iſt bei 
Auslieferung der neuen Coupons wieder abzugeben. 
Formulare zu dieſen Verzeichniſſen ſind bei den ge⸗ 
nannten Provinzialkaſſen und bei den von den Königl. 


Regierungen pp. in den Amtsblättern zu bezeichnen: Werordnu 


| 


den ſonſtigen Kaſſen unentgeltlich zu haben. 


Des Einreichens der Staatsſchuldſcheine oder 
Aktien bedarf es zur Erlangung der neuen Cou⸗ 
pons nur dann, wenn die Talons abhanden gekommen 
ſind und es ſind in dieſem Falle die Dokumente an 
die Controle der Staatspapiere oder an die zunächſt 
gelegene Provinzialkaſſe mittelſt beſonderer Eingabe 
einzureichen. 

Berlin, den 30. Oktober 1878. 

Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 

Graf zu Eulenburg. Loewe. Hering. 

Rötger. 


un enn ge. 


In dieſen Tagen iſt erſchienen: 
Karte des Kreiſes Noſenberg, 
im Negierungsbezirk Martenwerder, 
Maßſtab 1:100 000 der natürlichen Länge mit illumi⸗ 
nirten K und Gewäſſern. Preis pro Blatt 
2 Mark. 

Das gedachte Kartenblatt, welches aus der Ge⸗ 
neralſtabskarte abgedruckt und bis auf die Gegenwart 
mit Nachträgen ver! 
Beſtellung durch jede Buch⸗ und Landkartenhandlung 
bezogen werden. 

Der General ⸗Commiſſionsdebit iſt der Simon 
Schroppſchen Hof⸗Landkartenhandlung in Berlin übers 
tragen worden. 

Berlin, den 12. November 1878. 

Königliche Landes - Aufnahme, 
Kartographiſche Abtheilung. 


Geerz, 
Oberſt und Abtheilungs⸗Chef. 


A) 


ehen iſt, kann nach vorgängiger 


gefunden, in Folge deſſen derſelbe nunmehr aus fol⸗ 
genden Mitgliedern: 

dem Geheimen Juſtizrath Dorn, zugleich Vor⸗ 
ſitzenden, den Juſtizräthen Simſon, Bruſſenius, 
Mecke und Arndts, und 

den Stellvertretern, nämlich den Juſtizräthen 
Romberg und Dr. Bohlmann 

Dies wird in Berückſichtigung des § 26 der 
Verordnung vom 30. April 1847 hierdurch bekannt 
gemacht. 

ö Berlin, den 13. November 1878. 

| Präfidium des Königl. Ober⸗Tribunals. 


beſteht 


ngen und Bekanntmachungen der 
Propinzial⸗Bebörden. 


6) Bekanntmachung. 


Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 
12. September 1874 bringe ich die erfolgte Ernennung 
des Lehrers Rogoſch in Stein zum Standesbeamten⸗ 
Stellvertreter für den Standesamtsbezirk Tillwalde, 
Kreiſes Roſenberg, ſtatt des Freiſchulzenbeſitzers Legal 
in Kaspendorf, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 11. November 1878. 
Der Oberpräſident, Staatsminiſter. 
chen bach. 


Bekanntmachung. 


Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 
12. September 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung des Lehrers Brien in Falkenau zum Stan⸗ 
desbeamten für den Standesamtsbezirk Faulen, Kreiſes 
Roſenberg, ſtatt des Lehrers Gutzeit, hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 11. November 1878. 

Der Oberpräſident, Staatsminiſter. 
enbach. 


Bekanntmachung. 


Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 
16. April 1877 bringe ich die erfolgte Ernennung 
des Adminiſtrators Willamowius in Auguſtinken zum 
zweiten Standesbeamten⸗Stellvertreter ſür den Bezirk 
Plusnitz, Kreiſes Kulm, hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß. 
Danzig, den 12. November 1878. 
Der Oberpräſident, Staatsminiſter. 
Achenbach. 


7) 


8) 


9) Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 
13. Septbr. 1874 bringe ich die erfolgte Ernennung 
1. des Lehrers Reiske in Poln. Brzozte zum Stan⸗ 
desbeamten ſtatt des Lehrers Tyezynski daſelbſt, 
2. des Lehrers Seemann in Zanowko zum Stan⸗ 
desbeamten⸗Stellvertreter ſtatt des Lehrers Reiske 
für den Bezirk Auguſtenhoff, Kreiſes Strasburg, 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 12. November 1878. 
Der Oberpräſident, Staatsminiſter. 
Achenbach. 
Bekanntmachung. 
Nachſtehend gekündigte prozent. Provinzial⸗ 
Su listaijen eigenen find noch nicht zur 
Einlöſung präſentirt worden. 
A. Zum 1. Juli 1875 gekündigt — einzuliefern mit 
Coupons II. Serie Nr. 4 ff. und Talons. 
Serie 4, Nr. 43 à 300 Mark. 
Serie 5. Nr. 928, 1380 à 150 Mark. 
Serie 6, Nr. 1937, 1938, 1940, 1941, 1950, 1954 
a 75 Mark. 
B. Zum 1. Juli 1876 gekündigt — einzuliefern mit 
Coupons II. Serie, Nr. 6 ff. und Talons. 
Serie 2, Nr. 25, 177 à 1500 Mark. 
Serie 3, Nr. 209 à 600 Mark. 
Serie 4, Nr. 98, 796 à 300 Mark. 
Serie 5, Nr. 236, 239, 1268, 1826, 2256, 2382 
4 150 Mark. 

Serie 6, Nr. 1945, 1948, 1949, 2499, 2500 f 75 M. 
C. Zum 1. Juli 1877 gekündigt — einzuliefern mit 
Coupons II. Serie, Nr. 8 ff. und Talons. 

Serie 3, Nr. 570 à 600 Mark. 

Serie 4, Nr. 91, 106, 805, 894 A 300 Mark. 

Serie 5, Nr. 1047, 1049, 1050, 2081, 2642 & 150 M. 

Serie 6, Nr. 269, 345, 1659, 1939, 2077, 2161, 
2641, 2676 à 75 Mark. 

D. Zum 1. Juli 1878 gekündigt — einzuliefern mit 
Coupons II. Serie, Nr. 10 und Talons. 

Serie 1, Nr. 3, 4, 34, 115 à 3000 Mark 

Serie 2, Nr. 4, 29, 37, 96 à 1500 Mark. 


10) 


Serie 3, Nr. 124, 154, 155, 159, 204, 205, 206, 


207, 208, 374, 404, 428, 480, 604, 711 a 
600 Mark. 

Serie 4, Nr. 7, 9, 11, 440, 125, 126, 127, 151, 
231, 333, 350, 376, 379, 488, 582, 667, 668, 


669, 715, 804, 892, 905, 945, 949, 962, 972, 
1092. 1212, 1213, 1263, 1312, 1313, 1350 


à 300 Mark. 

Serie 5, Nr. 45, 224, 226, 227, 228, 233, 235, 
238, 240, 269, 287, 363, 455, 481, 492, 645, 
679, 687, 717, 746, 761, 797, 869, 901, 943, 
984, 985, 988, 1000, 1011, 1012, 1022, 1048, 
1086, 1099, 1223, 1301, 1317, 1344, 1346, 
1366, 1369, 1381, 1392, 1394, 1521, 1522, 
1568, 1635, 1780, 1834, 1835, 1836, 1857, 
1905, 1989, 1995, 1996, 2031, 2033, 2074, 
2084, 2085, 2088, 2092, 2151, 2180, 2232, 
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2233, 2388, 2391, 2392, 2393, 2395, 2457, 

2467, 2579, 2580, 2676 à 150 Mark. 

Serie 6, Nr. 10, 273, 309, 311, 314, 315, 316, 

217, 318, 393, 394, 397, 467, 524, 556, 557, 

581, 590, 732, 768, 836, 936, 973, 974, 975, 

1016, 1017, 1149, 1309, 1315, 1389, 1449, 

1561, 1565, 1566, 1567, 1605, 1658, 1662, 

1669, 1670, 1671, 1673, 1694, 1729, 1769, 

1942, 1943, 1946, 1947, 1951, 1955, 1968, 

2058, 2098, 2107, 2156, 2184, 2227, 2379, 

2402, 2455, 2576, 2578, 2930, 3371, 3628, 

3645, 3646 à 75 Mark. 

Die Abhebung der Valuta dieſer Obligationen 
gegen deren Einlieferung nebſt Coupons und Talons 
wird hiermit in Erinnerung gebracht. 

Königsberg, den 10. Novenber 1878. 

Die Kommiſſion für den Provinzial⸗Hilfs⸗ 

Kaſſen⸗Fonds. 
v. Saucken⸗Tarputſchen. 


11) Der vom Medizinalrath Dr. Pfeiffer herausge⸗ 
gebene Hilfs⸗ und Schreibekalender für Hebammen, 
Jahrgang 1879, erſchienen in der Verlagsbuchhand⸗ 
lung von Böhlau zu Weimar, zum Preiſe von 1 M., 
wird hiermit zur Anſchaffung den Hebammen em⸗ 
pfohlen. 
Marienwerder, den 13. November 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


12) Auf Grund der Beſtimmungen in den SS 1 und 
2 des Geſetzes vom 7. April 1869, Maßregeln gegen 
die Rinderpeſt betreffend, ordnen wir hiermit an, daß 
auch auf den Bahnhöfen der neu eröffneten Eiſen⸗ 
bahn Jablonowo⸗Graudenz, alſo zu Fürſtenau, Melno 
und Graudenz, Nindvieh nur verladen werden darf, 
nachdem von uns die diesſeitige Genehmigung hier⸗ 
zu eingeholt worden iſt, welche wir den Sta⸗ 
tionsvorſtänden ertheilen werden, ſofern denſelben die 
Atteſte des beamteten Thierarztes über den guten 
Geſundheitszuſtand und des Königlichen Landraths 
über den vierwöchentlichen Beſitz des zu verladenden 
Rindviehes beigebracht werden. 


Marienwerder, den 19. November 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


13) Die Rotzkrankheit unter den Pferden des Guts⸗ 
beſitzers Fiebelkorn zu Warmhof, Kreiſes Marienwerder, 
iſt beſeitigt. 
Marienwerder, den 19. November 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


14) Nachſtehende Anweiſung für die Ortspolizeibe⸗ 
hörden, betreffend die Ausführung der Vorſchriften der 
Gewerbeordnung über die Arbeitsbücher und die Be⸗ 
ſchäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen Ar⸗ 
beiter in Fabriken ꝛc. ſowie ein Auszug aus den Be⸗ 
ſtimmungen der Gewerbeordnung über die Beſchäfti⸗ 


gung jugendlicher Arbeiter werden hierdurch zur öffent⸗ Seitenzahl ſowie die Vordrucke für die Eintragungen 


lichen Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 11. November 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Anweiſung 
für die Ortspolizei⸗Behörden, betreffend die Ausführung 
der Vorſchriften der Gewerbe⸗Ordnung über die Arbeits⸗ 
bücher und die Beſchäftigung der Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeiter in Fabriken ꝛc. 


A. Arbeitsbücher. 


lau deren Nummerirung bis zur letzten Seite fort⸗ 
aufen. 

VI. Ueber die ausgeſtellten Arbeitsbücher iſt nach 
dem nachfolgenden Formular A. ein für jedes Kalen⸗ 
derjahr abſchließendes Verzeichniß zu führen. 

VII. Die Ortspolizei⸗Behörde hat Arbeitsbücher 
nur für ſolche Arbeiter auszuſtellen, welche im Bezirk 
ihren letzten dauernden Aufenthalt gehabt haben (§ 108) 
und glaubhaft machen, daß für be bis dahin ein Ar⸗ 
beitsbuch noch nicht ausgeſtellt iſt, oder daß das für 


J. Eines Arbeitsbuches bedürfen die aus der|fie ausgeſtellte Arbeitsbuch vollſtändig ausgefüllt, oder 
Volksſchule (d. h. den gewöhnlichen Werktagsſchulen mit unbrauchbar geworden, oder verloren gegangen oder 


Ausnahme der Fortbildungs⸗ und ähnlichen Schulen) vernichtet iſt. 


entlaſſenen gewerblichen Arbeiter unter 21 Jahren ohne 


Unterſchied des Geſchlechts. 


(88 109, 112.) 
vi, Wird der Antrag auf Ausſtellung eines 
Arbeitsbuches nicht von dem Vater oder Vormunde ge⸗ 


Ob die Arbeiter ausdrücklich als „Geſellen, Ge⸗ ſtellt, jo iſt der Nachweis zu fordern, daß der Vater 


hülfen, Lehrlinge oder Fabrikarbeiter“ angenommen oder Vormund dem Antrage zuſtimmt, oder in den 
find, oder nur thatſächlich als ſolche beſchäftigt werden, Fällen, wo die Erklärung des Vaters nicht beſchafft 


ob ſie von Hanswerkern oder von größeren Gewerbe⸗ werden kann, daß die Gemeindebehörde desjenigen Or⸗ 
Unternehmern angenommen find, ob fie in deren Be⸗ tes, wo der Arbeiter feinen letzten dauernden Aufent⸗ 
hauſung, ob ſte in Werkſtuben, Werkſtätten, in Fa⸗ halt gehabt hat, die Zuſtimmung des Baters ergänzt 


briken, im Freien, insbeſondere auch auf Bauplätzen hat. G 108.) 


und bei Bautenarbeiten, iſt unerheblich. 


Der Nachweis iſt durch Beibringung einer münd⸗ 


Die Arbeiter in Hüttenwerken, in Bauhöfen und lichen oder ſchriftlichen Erklärung des Vaters oder 


Werften, gehören zu den gewerblichen Arbeitern und 


Vormundes, beziehungsweiſe durch eine Schriftliche Be⸗ 


ſind demnach zur Führung eines Arbeitsbuches verpflichtet. ſcheinigung der Gemeindebehörde zu erbringen. 


I. Von der Verpflichtung zur Führung eines 
Arbeitsbuches ſind ausdrücklich entbunden: 


IX. Soweit nicht anderweit feſtſteht, daß der Ar⸗ 
beiter zum Beſuch der Volksſchule nicht mehr verpflich⸗ 


1. Arbeiter unter 14 Jahren, welche nach Beſtimmung tet iſt, iſt darüber eine Beſcheinigung des Schul⸗In⸗ 


des Geſetzes eine Arbeitskarte zu führen haben. 

2. Gehülfen und Lehrlinge in Apotheken und Han⸗ 
delsgeſchäften. 

II. Zu den gewerblichen Arbeitern im Sinne des 
Geſetzes ſind unter Anderen micht zu rechnen und zur 
Führung eines Arbeitsbuches nicht verpflichtet: 

1. Kinder, welche bei ihren Eltern und für dieſe und 

zwar nicht auf Grund eines Arbeitsvertrages mit 

gewerblichen Arbeiten beſchäftigt ſind; 
Perſonen, welche im Geſindeverhältniſſe ſtehen; 
die mit gewöhnlichen und außerhalb des Gewerbes 
vorkommenden Arbeiten beſchäftigten Tagelöhner 
und Handarbeiter; 

4. Perſonen, die in der Stellung von Angeſtellten 
(Geſchäftsführer, Buchführer, Werkmeister u. dergl.) 
in gewerblichen Betrieben beſchäftigt werden. 

IV. Perſonen, welche nach der Auffaſſung der 
Behörde vermöge der Art ihrer Beſchäftigung eines 
Arbeitsbuches nicht bedürfen, ift die Ausſtellung eines 
ſolchen, wenn ſie von ihnen beantragt wird, nicht zu 
verweigern 

V. Die Arbeitsbücher muſſen nach Format, Ba- 


D S) 


pier und Druck der von dem Herrn Reichskanzler feſt⸗ 


geſtellten, aus der Anlage erhellenden Einrichtung ent⸗ 


ſprechen und insbeſondere für die Eintragungen der 


Arbeitgeber mindeſtens die in der Anlage g. wählte 
Seitenzahl enthalten. Arbeitsbücher mit größerer Sei⸗ 
tenzahl ſind zuläſſig, doch müſſen die Angaben der 


ſpektors desjenigen Ortes zu erfordern, wo der Arbeiter 
aus der Volksſchule entlaſſen iſt. 

| X. Sofern Jahr, Tag und Ort der Geburt des 
Arbeiters nicht anderweit feſtſtehen, iſt die Beibringung 
einer Geburtsurkunde (Geburts, Tauf⸗Scheines) zu 
fordern. 

XI. Die Ausſtellung des Arbeitsbuches erfolgt 
durch Ausfüllung der beiden erſten Seiten des Formu⸗ 
lars nach dem anliegenden Muſter. Die Nummer des 
Arbeitsbuches muß mit der laufenden Nummer des 
Verzeichniſſes der Arbeitsbücher (IV.) übereinſtimmen. 

Die Aushändigung des Arbeitsbuches darf erſt 
erfolgen, wenn ſämmtliche Colonnen des Verzeichniſſes 
der Arbeitsbücher ausgefüllt ſind. 

XII. Wird die Ausſtellung eines neuen Arbeits⸗ 
buches an Stelle eines früheren beantragt, ſo iſt feſt⸗ 
zuſtellen, von welcher Behörde und in welchem Jahre 
das letztere ausgeſtellt war, ſowie, ob daſſelbe vollſtän⸗ 
dig ausgefüllt, oder unbrauchbar geworden, oder 
verloren gegangen, oder vernichtet iſt. 

Das Ergebniß dieſer Feſtſtellung iſt in das Ar⸗ 

beitsbuch Seite 2 unten, und in das Verzeichniß der 
Arbeitsbücher, Colonne „Bemerkungen“ einzutragen. 
( 109, Abſatz 1.) 
Iſt das frühere Arbeitsbuch vollſtäudig ausgefüllt 
oder unbrauchbar geworden, ſo iſt daſſelbe auf der 
letzten Seite durch amtlichen Vermerk zu ſchließen. 
($ 109, Abf. 1.) 


1 


* 


Die Ausſtellung des neuen Arbeitsbuches iſt der 
Behörde, welche das frühere Arbeitsbuch ausgeſtellt hat, 


unter Angabe des Jahres der Ausſtellung anzuzeigen 


und von dieſer in ihrem Verzeichniſſe der Arbeitsbücher 
unter der Rubrik „Bemerkungen“ zu vermerken. Die 
Ausſtellung eines neuen Arbeitsbuches kann auch dann 


nicht verweigert werden, wenn das frühere Arbeits⸗ 
buch von dem Inhaber abſichtlich unbrauchbar ge⸗ 


macht oder vernichtet iſt. In dieſem Falle iſt aber die 
Beſtraſung des Arbeiters nach Maßgabe des § 150 
Nr. 3 der Gewerbe⸗Ordnung herbeizuführen. 

XIII. Die Ausſtellung der Arbeitsbücher hat 
koſten⸗ und ſtempelfrei zu erfolgen. Nur für die Aus⸗ 
ſtellung eines neuen Arbeitsbuches an Stelle eines un⸗ 
brauchbar gewordenen, verloren gegangenen oder ver⸗ 
nichteten kann eine Gebühr bis zum Betrage von 50 
Pfennigen erhoben werden. (§ 109, Abſatz 2.) 

XIV. Die Ortspolizeibehörden haben ſich ſofort 
mit einer hinreichenden Anzahl von Formularen zu 
Arbeitsbüchern zu verſehen und ſolche fortlaufend vor⸗ 
räthig zu halten. 

Für den erſtmaligen Bedarf an Formularen kommt 
in Betracht, daß vom 1. Januar 1879 an ſämmtliche 
gewerbliche Arbeiter unter 21 Jahren, und zwar auch 
diejenigen, welche ſchon vorher in Arbeit geſtanden ha⸗ 
ben, im Beſitz eines Arbeitsbuches ſein müſſen, worauf 
Arbeiter wie Arbeitgeber durch mehrfache Bekanntma⸗ 
chungen unter Hinweis auf die Strafbeſtimmung des 
§ 150 ad 1 der Gewerbe⸗Ordnung aufmerkſam zu 
machen find. Sollten die Ortspolizei⸗Behörden einen 
für die erſten Anforderungen genügenden Vorrath von 
Formularen nicht zeitig genug beſchaffen können, fo 


ſind zunächſt diejenigen Arbeiter, welche eine neue Be⸗ 


ſchäftigung anzutreten beabſichtigen, und ſodann unter 

den übrigen bereits in Beſchäftigung befindlichen Ar⸗ 

beitern die „jungen Leute“ zwiſchen 14 und 16 Jahren 

in Fabriken und denſelben gleichgeſtellten Anlagen 

(§ 135, Abſatz 4 und § 154, Abſatz 2 und 3 des Ge⸗ 
ſetzes) mit Arbeitsbüchern zu verſehen. 
B. Arbeitskarten. 

J. Einer Arbeitskarte bedürfen alle Kinder unter 


14 Jahren, welche in Fabriken, in Werkſtätten, in de⸗ 


ren Betriebe eine regelmäßige Benutzung von Dampf⸗ 
kraft ſtattfindet, in Hüttenwerken, Bauhöfen und Werf⸗ 
ten, ſowie in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs⸗ 


Anſtalten, unterirdiſch betriebenen Brüchen und Gruben 


beſchäftigt werden. (§ 187, Abſatz 1, § 154, Abſatz 
2 und 3.) 
Für Kinder, welche das zwölfte Lebensjahr noch 


nicht vollendet haben, dürfen Arbeitskarten nicht aus⸗ 


geſtellt werden. (§ 135, Abſatz 1.) 
U. Für die auszuſtellenden Arbeitskarten ſind 
Formulare zu benutzen, welche in Format, Papier und 


Druck mit den beigefügten Probe⸗ Exemplaren überein⸗ 


ſtimmen. 

II. Ueber die ausgeſtellten Arbeitskarten iſt nach 
dem beigefügten Formulare ein für jedes Kalender⸗ 
jahr abzuſchließendes Verzeichniß zu führen. 
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IV. Die Arbeitsbücher find von denjenigen Orts⸗ 
polizei⸗ Behörden auszuſtellen, in deren Verwaltungs⸗ 
Bezirk die Kinder, für welche ſie beſtimmt ſind, Be⸗ 
ſchäftigung annehmen oder während dieſer Beſchäftigung 
ſich aufhalten ſollen. 

V. Die Beſtimmung unter A. VIII. findet auch 
auf die Ausſtellung von Arbeitskarten Anwendung. 
(§ 137, Abſatz 2.) Für jedes Kind, für welches die 
Ausſtellung einer Arbeitskarte beantragt wird, iſt die 
Vorlegung einer Geburtsurkunde (Geburts⸗, Tauf⸗ 
Scheines) zu fordern. 

VI. Die Ausſtellung der Arbeitskarte erfolgt durch 
Ausfüllung des Formulars nach dem Muſter des an⸗ 
liegenden Probe Exemplars. v. 

Die Nummer der Arbeitskarte muß mit der lau⸗ 
fenden Nummer des Verzeichniſſes der Arbeitskarten 
(I.) übereinſtimmen. Unter „Schulverhältniſſe“ ſind 
die Schule, welche das Kind während der bevorſtehenden 
Beſchäftigung zu beſuchen hat, ſowie die Tage und 
Stunden, an welchen dies zu geſchehen hat, einzutragen. 
Soweit dieſe Verhältniſſe der Ortspolizeij⸗Behörde nicht 
bereits amtlich bekannt find, iſt darüber eine Erklärung 
des Schul⸗Inſpektors derjenigen Schule zu erfordern, 
welche das Kind zu beſuchen hat. Y 

Unter „Bemerkungen“ ſind diejenigen DBerhält: 
niſſe einzutragen, von welchen die Anwendung beſon⸗ 
derer auf Grund der 88. 139. Abſatz 2 und 139 a. er⸗ 
laſſener Vorſchriften abhängt. (Vergleiche auch Nr. VII.) 

vil. Vor Ausſtellung einer Arbeitskarte iſt thun⸗ 
lichſt feſtzuſtellen, ob für daſſelbe Kind bereits früher 
eine Arbeitskarte ausgeſtellt iſt. In dieſem Falle ift 
darauf zu halten, daß die bisherige Arbeitskarte bei 
Aushändigung der neuen abgeliefert wird, es ſei denn 
jene verloren gegangen, vernichtet oder von dem Arbeit⸗ 
geber nicht wieder ausgehändigt. Nicht mehr brauchbar 
iſt eine Arbeitskarte namentlich dann, wenn die Angabe 
derſelben über die Schulverhältniſſe in Folge eines 
Wechſels des Arbeitgebers oder des Aufenthaltsortes 
oder ſonſtiger Veränderungen unzutreffend geworden iſt. 

Die Ausſtellung einer neuen Arbeitskarte unter⸗ 
liegt denſelben Vorſchriften, wie diejenige der erſten; 
jedoch bedarf es der Vorlegung einer Geburtsurkunde 
nicht, wenn die bisherige Arbeitskarte eingeliefert wird. 
Daß eine Arbeitskarte an Stelle einer früheren, un⸗ 
brauchbar gewordenen, verloren gegangenen 2C. ausge⸗ 
ſtellt iſt, hat die ausſtellende Behörde unter „Bemer⸗ 
kungen“ in die Arbeitskarte und in das Verzeichniß der 
Arbeitskarten einzutragen. j 

VIIl. Die Aushändigung der Arbeitskarte erfolgt 
nicht an das Kind, ſondern an den Vater oder 
Vormund, oder an den Arbeitgeber deſſelben, und zwar 
erſt nachdem ſämmtliche Kolonnen des Verzeichniſſes der 
Arbeitskarten ausgefüllt ſind. . 

IX. Die Ortspolizei⸗Behörden haben ſich zeitig 
mit einer hinreichenden Anzahl von Formularen zu Ar⸗ 
beitskarten zu verſehen und ſolche fortlaufend vorräthig 
zu halten. 

Für den er 


ſtmaligen Bedarf an Formularen kommt 


in Betracht, daß vom 1. Januar 1879 an auch die 1. Die Befolgung der die Arbeitsbücher betref⸗ 
jenigen Kinder zwiſchen 12 und 14 Jahren mit Arbeits- fenden Beſtimmungen tft von den Ortspolizei⸗ Behörden 
karten verſehen ſein müſſen, welche bisher ein nach bei jeder fich darbietenden Gelegenheit und durch be⸗ 
Maßgabe des früheren §. 131. der Gewerbe⸗Ordnung ſondere bei den Gewerbe Unternehmern ihres Verwal⸗ 
ausgeſtelltes Arbeitsbuch geführt haben. tungs⸗Bezirks von Zeit zu Zeit vorzunehmende Revi⸗ 
Sollten die Ortspolizei⸗Behörden einen für die ſionen ſorgfältig zu überwachen. 
erſten Anforderungen genügenden Vorrath von Formu⸗ In jeder gewerblichen Anlage, auf welche die Be⸗ 
laren nicht zeitig genug beſchaffen können, fo find zu⸗ ſtimmungen über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter 
nächſt diejenigen Kinder mit Arbeitskarten zu verſehen, Anwendung finden, find in Zukunft jährlich minde⸗ 
welche eine neue Beſchäftigung anzutreten beabſichtigen. ſtens zwei Reviſionen vorzunehmen. Bei jeder derſelben 


C. Be aa ung jugendlicher Arbeiter. 

J. Die h gung Bieden Arbeiter in 
Fabriken und denſelben den Anlagen (vgl. 
B. J.) darf nicht ſtattfinden, bevor der Arbeitgeber der 
Ortspolizei⸗ Behörde die in §. 138. Abſatz 1. und 2. 
vorgeſchriebene Anzeige gemacht hat. 

Die Anzeige muß erſehen laſſen, ob in der betref⸗ 
fenden Anlage Kinder zwiſchen 12 und 14 Jahren und 
junge Leute zwiſchen 14 und 16 Jahren oder nur eine 
von beiden Altersklaſſen beſchäftigt werden ſollen. Jede 
eingehende Anzeige iſt darauf zu prüfen, ob ſie ſämmt⸗ 
liche in §. 138. Abſatz 2. vorgeſchriebenen Angaben 
enthält, und wenn dies nicht der Fall, zur Vervoll⸗ 
ſtändigung zurückzugeben. 

Die eingehenden Anzeigen, ſowie die ſpäter etwa 
eingehenden Veränderungsanzeigen ſind zu den Akten 
zu nehmen, welche für jede Fabrik ꝛc. beſonders zu 
führen ſind. 

II. Auf Grund der eingehenden Anzeigen und Ver: 

änderungsanzeigen iſt nach dem beigefügten Formular (O.) 
ein Verzeichniß der im Verwaltungsbezirke belegenen 
Fabriken ꝛc., welche jugendliche Arbeiter beſchaftigen, 
u führen. 
a l. Jeder Arbeitgeber, welcher die in $. 138. Mb: 
ſatz 1. und 2. vorgeſchriebene Anzeige gemacht hat, iſt 
ſchriftlich darauf hinzuweiſen, daß er in den Arbeits⸗ 
räumen, wo jugendliche Arbeiter beſchäftigt ſind, das in 
$. 138. Abſatz 2. erwähnte Verzeichniß derſelben, wozu 
ein Formular (D.) beigefügt iſt, und den eben da⸗ 
ſelbſt erwähnten, in einem Exemplare angeſchloſſenen 
Auszug (.) aus den Beſtimmungen über die Beſchäftigung 
jugendlicher Arbeiter auszuhängen hat. 


hat die revidirende Behörde folgende Punkte feſtzuſtellen: 

1) Wie groß iſt die Zahl der in der revidirten An⸗ 
lage zur Zeit beſchäftigten Arbeiter 

a) zwiſchen 16 und 21 Jahren? 

b) zwiſchen 14 und 16 Jahren? 

c) zwiſchen 12 und 14 Jahren? 

Zu b und e find die Zahlen getrennt nach Ge⸗ 
ſchlechtern feſtzuſtellen. 

2) Sind ſämmtliche Arbeiter zwiſchen 14 und 21 Jahren 
mit vorſchrifsmäßig ausgefüllten Arbeitsbüchern 
und ſämmtliche Arbeiter zwiſchen 12 und 14 Jahren 
mit Arbeitskarten perſehen? 

3) Sind in den Arbeitsräumen, in welchen jugend⸗ 
liche Arbeiter beſchäftigt werden, der Auszug aus 
den geſetzlichen Beſtimmungen und das Verzeichniß 
der jugendlichen Arbeiter ausgehängt? 

4) Stimmen die Angaben des Verzeichniſſes über Ar⸗ 
beitszeit und Pauſen mit der der Ortspolizei⸗Be⸗ 
hörde gemachten Anzeige überein? 

5) Stimmen die in die Verzeichniſſe eingetragenen 
jugendlichen Arbeiter mit dem Befunde und mit 

en vom Arbeitgeber verwahrten Arbeitsbüchern 
und Arbeitskarten überein? 

6) Stimmen Arbeitszeit und Pauſen der jugendlichen 
Arbeiter mit den geſetzlichen Vorſchriften und den 
auf den Verzeichniſſen eingetragenen Angaben 
überein? 

7) Beſuchen die jugendlichen Arbeiter die Schule nach 
Maßgabe der in den Arbeitskarten angegebenen 
Einrichtung? 

8) Werden Arbeiterinnen entgegen der Vorſchrift des 
$. 135. Abſatz 5 der Gewerbe⸗Ordnung beſchäftigt? 

III. Für diejenigen Anlagen, hinſichtlich deren 


IV, Ueber das Verfahren, welches bei Ausführung Ausnahmen nach Maßgabe der 88. 139. und 139 a. 


des §. 189. Abſatz 1. innezuhalten ift, wird 
Anmeiſung erfolgen. 


beſondere Abſatz 2. nachgelaſſen oder Beſchränkungen nach Maß⸗ 


abe des §. 139 a. Abſatz 1. vorgeſchrieben find, iſt 


D. Aufſicht über die Ausführung der Beſtim⸗ bei der Reviſion feſtzuſtellen, ob die Beſchäftigung der 


mungen über die Arbeits bücher und die Be⸗ 

ſchäftigung der Arbeiterinnen und jugend⸗ 
licher Arbeiter. 

J. Die Aufſicht über die Ausführung der die Ar⸗ 


beitsbücher und die Beſchäftigung der Arbeiterinnen und Abend 
jugendlicher Arbeiter betreffenden Beſtimmungen liegt tagen 
den Ortspolizei⸗Behörden ob, und zwar hinſichtlich dieſer Nacht oder 
letzteren Beſtimmungen — unter Ausſchluß der unter uteniehen. 


der Auſſicht der Bergbehörden ſtehenden Anlagen — 


Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter in Ueberein⸗ 


ſtimmung mit den erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen 
ſtattfindet. 


Anlagen, welche auch in der Zeit zwiſchen 8 ½ Uhr 
und 5½ Uhr Morgens oder an Sonn⸗ und Feſt⸗ 
betrieben werden, ſind von Zeit zu Zeit einer bei 
Sonntags auszuführenden Reviſton zu 


IV. Ueber jede Reviſion, welche in einer den Be⸗ 


auch da, wo beſondere Aufſichtsbeamte auf Grund des ſtimmungen über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter 


$. 139 b. der Gewerbe⸗Ordnung angeftellt find, 


entworfenen Anlage ſtattgefunden hat, iſt auf den in 


den Arbeitsräumen aushängenden Verzeichniſſen ein 
Reviſionsvermerk zu machen. Das Datum derſelben 
und die dabei vorgefundene Anzahl der jugendlichen 
Arbeiter find, in das nach C. II. zu führende Ver⸗ 
zeichniß der Fabriken ꝛc. einzutragen. ; 

V. Die gegen Beſitzer von Fabriken ꝛc. wegen 
Zuwiderhandlungen gegen die die Beſchäftigung jugend⸗ 
11 Arbeiter betreffenden Beſtimmungen rechtskräftig 
erka 
zeichniß der Fabriken ac. einzutragen. 

VI., Alljährlich im Manat Dezember haben die 
Ortspolizei⸗Behörden der vorgeſetzten höheren Verwal⸗ 
tungs⸗Behörde eine Ueberſicht der in ihrem Verwal⸗ 
tungs⸗ Bezirke vorhandenen Fabriken ꝛc., in welchen 
jugendliche Arbeiter be 


gefügten Formular (F.) einzureichen. 


unten bezw. feſtgeſetzten Strafen ſind in das Ver⸗ 


ſchäftigt werden, nach dem bei⸗ 


VII. Im Laufe der Monate März und April 
des Jahres 1879 iſt eine erſtmalige allgemeine ‚Nevis 
ſion ſämmtlicher gewerblichen Anlagen vorzunehmen, 
bei welcher hauptſächlich feſtzuſtellen iſt, ob die zur Zeit 
beſchaftigten Arbeiter unter 21 Jahren mit vorſchrifts⸗ 
mäßig ausgeſtellten und ausgefüllten Arbeitsbüchern 
beziehungsweiſe Arbeitskarten verſehen ſind. Bei dieſer 
erſtmaligen Reviſion ſind die Arbeitgeber auf die vor⸗ 
gefundenen Mängel aufmerkſam zu machen und zu 
deren ungeſäumten Abſtellung unter Hinweis auf die 
betreffenden Strafbeſtimmungen ($. 146. ad 2. §. 149, 
ad 7. 8. 150. ad 1. und 2.) aufzufordern. 

Ob dieſer Aufforderung entſprochen iſt, iſt durch 
eine im Laufe des Jahres vorzunehmende Nachreviſion 
feſtzuſtellen. - 
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7. In Colonne 10 iſt das Datum jeder vorgenommenen Reviſion einzutragen. 

8. In Colonne 11 find die wegen Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen über die Arbeitsbücher 
wi die Beſchäftigung jugendlicher Arbeit kechtskraftig erkannten bezw. feſtgeſtellten Strafen, ein- 
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Grund der 88 139 und 139a, zugelaſſen 1 5. 0 5 > 
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_ Auszug E. 
aus den Beſtimmungen der Gewerbe⸗Ordnung über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter 
(ogl. Art. 1 § 138 Abſ. 3 des Geſetzes vom 17. Juli 1878.) 


1. Kinder unter 12 Jahren dürfen in Fabriken nicht beſchäftigt werden. ($ 135 Abſ. 1.) 
11. Kinder zwiſchen 12 und 14 Jahren dürfen in Fabriken nur beſchaftigt werden, wenn 
dem Arbeitgeber zuvor eine von der Ortspolizeibehörde ausgeſtellte Arbeitskarte eingehändigt iſt. (G.⸗O. 
8 137 Abſ. 1.) Dieſe Karte hat der Arbeitgeber zu verwahren und auf amtliches Verlangen jederzeit vor⸗ 
zulegen. (G. O. § 137 Abſ. 3.) f 
Am Ende des Arbeitsverhältniſſes iſt die Arbeitskarte dem Vater oder Vormunde, oder wenn die Woh⸗ 
nung des Vaters nicht zu ermitteln, der Mutter oder dem ſonſtigen nächſten Angehörigen des Kindes aus⸗ 
zuhändigen. (8 137 Abl. 3.) 2 Inn , „9! f 
II. Perſonen zwiſchen 14 und 21 Jahren dürfen nur beſchäftigt werden, wenn ſie mit 
einem durch die Polizeibehörde ihres letzten dauernden Aufenthaltsortes ausgeſtellten Arbeitsbuche ver⸗ 
ſehen ſind, welches von dem Arbeitsgeber einzufordern, zu verwahren und auf amtliches Verlangen jederzeit 
vorzulegen iſt. (G.⸗O. § 107 und 108.) (Vergleiche auch die in jedem Arbeitsbuche abgedruckten 88 111 
und 112 der Gew.⸗Ordn.) nl, ‚V 
IV. Wer Kinder zwifchen 12 und 14 Jahren oder junge Leute zwiſchen 14 und 
16 Jahren in einer, Fabrik beſchaftigen will muß hiervon der Ortspolizeibehörde vorher ſchriftlich An: 
zeige machen. (G. O. § 138 Abf. I.) f | 
In der Anzeige find anzugeben: die Fabrik, die Wochentage, an welchen die Beſchäftigung ſtattfinden 
ſoll, Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Pauſen, Art der Beſchäftigung. — Soll hierin eine Aen⸗ 
e ae ſo muß davon vorher der Behörde weitere Anzeige gemacht werden. (Gew.⸗Ordn. 
138 Abſ. 2. cat nnſudn, 
; V. In jedem Arbeitsraume, in welchem jugendliche Arbeiter unter 16 Jahren beſchäftigt werden, muß 
an einer in die Augen fallenden Stelle ein Verzeichniß der darin beſchäftigten jugendlichen Arbeiter unter 
Angabe der Arbeitstage, des Beginns und Endes der Arbeitszeit, des Beginns und Endes 
der Pauſen ausgehängt ſein. (G.⸗O. § 138 Abſ. 3) | 
WE Kinder unter 14 Jahren Yürfen nicht länger als 6 Stunden täglich beſchäſtigt 
werden. (G. O. 5 135 Abſ. 2.) a 
5 1 müſſen in die Zeit zwiſchen 5 ¼ Uhr Morgens und 8 ½ Uhr Abends fallen. 
(8 186 Abſ. 1.) 
Zwiſchen den Arbeitsſtunden muß an jedem Arbeitstage eine regelmäßige Pauſe von der Dauer einer 
halben Stunde gewährt werden. (8 136 Abſ. l.) 
Schulpflichtige Kinder dürfen in Fabriken nur beſchäftigt werden, wenn ſie in der auf ihrer 
Arbeitskarte angegebenen Weiſe die Schule beſuchen. (8 135 Abſ. 3, § 137 Abſ. 2.) 5 
II. Junge Leute zwiſchen 14 und 16 Jahren dürfen nicht länger als 10 Stunden 
täglich beſchäftigt werden. (§ 135 Abſ. 4.) 
6 136 e müſſen in die Zeit zwiſchen 5 ½ Uhr Morgens und 8 ½ Uhr Abends fallen. 
atz 1. 
Zwiſchen den Arbeitsſtunden müſſen ihnen an jedem Arbeitstage regelmäßige Pauſen und zwar 
5 Ps Stunde, und Vor⸗ und Nachmittags je eine halbe Stunde gewährt werden. (8 136 
atz 1. 
VIII. Während der Pauſen darf den jugendlichen Arbeitern zwiſchen 12 und 
16 Jahren eine Beſchaͤftigung im Fabrikbetriebe überhaupt nicht und der Aufenthalt in den Arbeits⸗ 
räumen nur dann geſtattet werden, wenn in denſelben diejenigen Theile des Betriebes, in welchen jugend⸗ 
liche Arbeiter beſchäftigt find, für die Zeit der Pauſen völlig eingeſtellt werden. (§ 136 Abf. 2.) 
„ iX. An Sonn: und Feſttagen, ſowie während der vom ordentlichen Seelſorger für den 
Satechumenen;, Konſirmanden⸗, Beicht⸗ und Kommunion⸗ Unterricht beſtimmten Stunden 
dürfen jugendliche Arbeiter zwiſchen 12 und 16 Jahren nicht beſchäftigt werden. ($ 136 Abſ. 3.) 


A 


a In jedem Arbeitsraume, wo jugendliche Arbeiter zwiſchen 12 und 16 Jahren beſchäftigt werden, iſt 
eine Tafel, welche dieſen Auszug in deutlicher Schrift enthält, auszuhängen. ($ 138 Abſ. 3.) 


(I. Seite.) 
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Nach weiſung ame 


der Zahl der in dem Bezirke I 
beſchäftigten jugendlichen Arbeiter 


39412 
3 5 


Bemerkung. Die Nachweiſung iſt nach folgenden Induſtriezweigen aufzuſtellen. Induſtriezweige, 
welche im Bezirke nicht vertreten ſind, brauchen nicht aufgeführt zu werden; jedoch ſind die vorhandenen 
Induſtriezweige in der hierunter angegebenen Reihenfolge und unter Beibehaltung der Nummer eines jeden 


aufzuführen l 


II. 


Bergwerke, Brüche und Gruben, ſoweit ſie nicht unter die Aufſicht der Berg⸗ 
Behörden fallen. . i 
Metall⸗Induſtrie (Hütten⸗, Hammer⸗, Walz⸗Werke, Gießereien, ſonſtige Metal: Manren- 
Induſtrie einſchließlich der Maſchinen⸗Fabriken und Lokomotivbau⸗Anſtalten). 1 
Glas⸗ und Thon⸗Induſtrie (Glas⸗, Thon⸗Waaren, Kalk, Cement, Gips). f 


. Textil⸗Induſtrie. ̃ N 7 
Chemiſche Fabriken und Fabriken für Zünd⸗, erplodirende und Beleuchtungsſtoffe. 
Land wirthſchaftliche Gewerbe (Brauereien, Brennereien. Zucker⸗ und Stärkefabriken). N 


Mühlen (Getreide⸗, Oel⸗, Holz). 
Papier⸗ und Leder⸗Induſtrie. 


Bauhöfe und Werften. 

X. Sonſtige Induſtriezweige. . 

Sämmtliche Induſtriezweige zuſammen. 

(2. Seite.) 


2 | inne 


Anzahl! 


2 An z a h U nt 12:17 20 79% 
Bezeichnung 2 der der An mw! 
der 855 beſchäftigten jungen beſchäftigten Kinder 5 jenantticne 
8 Leute von jugendlicher 
5 Induſtriezweige. von 14 bis 16 Jahren] 12 bis 14 Jahren Arbeiter 
Mr & [männl. weibl. Sum. männl.] weißt] Sum. männl. weißt] Summa 


15) Die Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Heilsberg 16) Die Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Neidenburg 
iſt noch nicht beſetzt. iſt noch nicht beſetzt. 

Wir fordern qualifizirte Bewerber um dieſe Stelle Wir fordern qualifizirte Bewerber um dieſe Stelle 
hiermit auf, ſich unter Einreichung der erforderlichen hiermit auf, ſich unter Einreichung der erforderlichen 
Zeugniſſe und des Lebenslaufs bis ult. Dezember c. Zeugniſſe und des Lebenslaufs bis ult. Dezember c. 
bei uns zu melden. bei uns zu melden. e 

Königsberg, den 15. November 1878. Königsberg, den 15. November 1878. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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17) a Ausweiſung von Ausländern aus dem Reichsgebiete. 
& Name und Stand | Alter und Heimath Grund Behörde, welche die] Datum des 
— —— —— der Beſtrafu Ausweiſung Ausweiſungs⸗ 
& des Ausgewieſenen. eng. beſchloſſen hat. beſchluſſes. 
ie 2. | 3. 4. 5. 6. 
a. Auf Grund des $ 39 des Strafgeſetzbuchs: 
29 Jahre, aus Brixen Verbrechen des Dieb: Königlich bairiſches 5. Septbr. d. J. 


1 | Ferdinand Pram⸗ 
ſtraller, Kellner, 


2 | Emil Auguſtin 


| | Bamberg II. 


b. Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
19 Jahre, geboren Landſtreichen, Betteln Königlich preußische 


Schreiber, Tuch⸗ zu Friedland bei und grober Unfug, Bezirksregierung zu 


in Tirol, ſtahls im Rückfalle, Bezirksregierung zu 
| 


1% 


ſcheerer, Seidenberg in Böh⸗ Liegnitz, | 
men 
Karl Ludwig Her⸗ geboren am 17. März Landſtreichen, Königlich preußiſche 29 
mann Dzialinski, 1811 zu Dulczin in Bezirksregierung zu 
alias Grund⸗ Rußland, Merſeburg, 


mann, Tiſchler, 


4 Hans Friedrich Lud⸗ geboren am 2. Mai Betteln nach mehr⸗ Königlich preußiſche 31 


wig Schneider, 
Arbeiter, 


1852 zu Süderſtapel, maliger rechtskräf⸗ Bezirksregierung zu 
Kreis Schleswig, tiger Verurtheilung Schleswig, 

ortsangehörig zu wegen der gleichen 
Odenſe auf Fünen Uebertretung inner⸗ 
in Dänemark, halb der letzten drei 


Jahre, 
5 Johann van Iſten⸗ 46 Jahre, geboren Landſtreichen und Bet⸗ Königliche preußtſche 25 


daal, Tagelöhner, zu Montfort in den teln, Bezirksregierung zu 
Niederlanden, Düſſeldorf, 
6 [Franz Uher, Ar⸗ 29 Jahre, geboren desgleichen, Königlich preußiſche 14 
beiter, zu Krekowitz in Böh⸗ Bezirksregierung zu 


men, Koblenz, 
7 [Otto Schenk, Metz⸗ 32 Jahre, aus Conz⸗ Landſtreichen und zwei Königlich bairiſches 11 


ger, 


8 Die a 
a. Johann Jung⸗ 
wirth, Jung 
b. HeinrichMaier, 


c. Franz Charge 
(Scharge), 

d. Vitus Jung⸗ 
wirth, 

e. Johann Rei⸗ 
chart, 


9 Johann Stepan, 
Tagelöhner, 


beck, Bezirk Tilleur Verbrechen des ein⸗ Bezirksamt zu Heils⸗ 
in Belgien, fachen Diebſtahls im bronn, 
Rückfalle, 


36 Jahre, aus Juden⸗ 
burg in Steiermark, 


42 Jahre, aus Klagen⸗ 
furt in Kärnten, 
52 Jahre, aus Paris, Landſtreichen, Königlich bairiſches 
Bezirksamt zu Schon⸗ 
15 Jahre, aus St. gau, 
Peter in Oeſterreich, 
33 Jahre, aus Grapp, 


Bezirk Rottmanns⸗ 
dorf in Oeſterreich, 


22 Jahre, aus Neu: Landſtreichen, Betteln Königlich bairiſches 
Pariſau, Bezirk Bi⸗ und Verſuch des Bezirksamt zu Re⸗ 
ſchofteinitz in Böh⸗ Diebſtahls, gen, 

men, 


30 


14 


15. Oktober d. J. 


Oktober d. J. 


Oktober d. J. 


Oktober d. J. 


„Oktober d. J. 


Oktober d. J. 


. Septbr. d. J. 


Oktober d. J. 
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R Asnntbisare mın6G Sin NTSüınhıd TD Sy 
Name und Stand Alter und Heimath En Behörde, ⸗welche die — Datum des 
8 rr —ę——ͤ—⸗. Ausweiſung Ausweiſungs⸗ 
— des Ausgewleſenen. der Beſtrafung. beſchloſſen hat. beſchluſſes. 
1. 2. | 3. 4. 5. e 6. 

10 Alexander Lecourt, 24 Jahre, geboren Ranzen; Kaiſerlicher Bezirks⸗ 26. Oktober N 


Erdarbeiter, zu Criquetot bei Rou⸗ präſident zu Metz, 
hans, Departement 
der Seine inférieure 1511971 
in Frankreich, 
11 Johann Kehelecz, 18 Jahre, geboren Landſtreichen und gro⸗ derſelbe, desgleichen, 
Mauſefallenhändler, zu Groß⸗Divinan, ber Unfug, 
Komitat Treneſin in 
Ungarn, la 
12 Johann Ludwig Thi⸗ geboren am 15, Aue|Landftreichen und Bet⸗ derſelbe, 28. Oktober d. J. 
rion, Arbeiter, guſt 1833 zu Har⸗ teln, 
burg, Departement 
der Meurthe und 


1 


Moſelle in Frankreich, * 
13 Johann Baptiſt Na⸗ geboren am 22. Juli Landſtreichen, derſelbe, 30. Oktober d. J. 
vel, Arbeiter, 1820 zu Villecy in | 
Frankreich, | 
Erledigte Schulſtellen. katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe be⸗ 


werben wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer 
18) Die Schullehrerſtelle zu Dzierondzno iſt erle- Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn 
digt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um Dr. Zint zu Stuhm zu melden. f 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſen⸗ Die Schullehrerſtelle zu Kletzewo, Kreis Stuhm, 
dung ihrer Zeuguiſſe, bei dem Königl. Kreisſchul In⸗ iſt durch den Tod des Lehrers Pleszka erledigt. Lehrer 
ſpektor Herrn Karaſſek hierſelbſt zu melden. Die katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben 
Beſähigung eine Orgel zu bedienen iſt erforderlich. wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeug⸗ 
Die Schullehrerſtelle zu Petznick wird zum niſſe, bei dem Dominium zu Kletzewo zu melden. 
1. Dezember d. J. erledigt. Lehrer katholiſcher Kon⸗ Die Schullehrerſtelle zu Wiſſulke wird zum 
feſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 1. April 1879 erledigt. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, 
haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, 
katholiſchen Kirchenvorſtande zu Zempelburg zu melden. unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem Gutsvor⸗ 
Die zweite Schullehrerſtelle zu Honigfelde, Kreis ſtande zu Wiſſulke zu melden. 
Stuhm, wird zum 1. Januar fut. erledigt. Lehrer 
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